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(Nr. 2295.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Juli 1842. über die Errichtung und Ver⸗ 
waltung von Waffer - Heil- Anftalten. 


x" genehmige auf Ihren Bericht vom 15. Juni d. J. das hierbei zuruͤcker⸗ 
folgende Reglement uͤber die Errichtung und Verwaltung von Waſſer⸗Heil⸗An⸗ 


ſtalten, und ermaͤchtige Sie, daſſelbe mit Meinem gegenwaͤrtigen Befehl durch 
die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Koͤnigsberg, den 21. Juli 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An | 
die Staatsminiſter Muͤhler, Eichhorn und Graf v. Arnim. 


Reglement 
über die Errichtung und Verwaltung von Waſſer⸗Heil-Anſtalten. 


D. es, in Bezug auf die Errichtung und Verwaltung von Waſſer⸗Heil⸗An⸗ 
ſtalten, an den erforderlichen, den Eigenthuͤmlichkeiten derſelben entſprechenden 
Beſtimmungen mangelt, ſo werden daruͤber, und bis die weiteren Erfahrungen 
ein ſicheres Urtheil uͤber die Wirkſamkeit dieſer Anſtalten geſtatten, nachſtehende 
Vorſchriften ertheilt. 
$. 1. Die Errichtung und Verwaltung von Waſſer⸗Heil⸗Anſtalten fol 
auch ſolchen Perſonen, welche keine aͤrztliche Qualifikation beſitzen, geſtattet ſeyn. 
Die Anlegung einer ſolchen Anſtalt darf nur mit Erlaubniß der Regierung er⸗ 
folgen. Dieſe Erlaubniß ſoll nur dann verſagt werden, wenn die Anlage, ab⸗ 
geſehen von dem dadurch bezweckten Heilverfahren, polizeilich unzulaͤſſig ſeyn wuͤrde. 
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$. 2. Die Waffer-Heil-Anftalten find der Aufſicht eis 
Behörden unterworfen, welche von der Einrichtung und dem Zuſtande derſelben 
jederzeit Kenntniß nehmen koͤnnen. N 

Die Kurbehandlung der Kranken in der Anſtalt iſt aber von aller Ein⸗ 
wirkung Seitens der Behoͤrden frei. 

F. 3. Ein jeder Kranke, welcher in eine Waſſer-Heil⸗Anſtalt eintritt, iſt 
mit ſeinem Namen und Stande in eine von dem Inhaber der Anſtalt zu fuͤh⸗ 
rende Liſte einzutragen, unter gleichzeitiger Angabe der Krankheit, an welcher er 
leidet. 

Die Beſchaffenheit der Krankheit muß durch das Atteſt einer approbirten 
Medizinal-Perſon beſcheinigt ſeyn, und vor Beibringung dieſes Atteſtes darf kein 
Kranker zum Gebrauche der Anſtalt zugelaſſen werden. 

$. 4. Die Inhaber der Waſſer-Heil⸗Anſtalten haben den Austritt eines 
jeden Patienten in der genannten Liſte genau anzugeben und dabei das Reſultat 
der Kur zu bemerken. 

$. 5. Am Schluſſe eines jeden Monats haben die Beſitzer von Waſſer⸗ 
Heil⸗Anſtalten einen Auszug aus der von ihnen über den Zu- und Abgang ge⸗ 
führten Lifte, nebſt den dazu gehörigen aͤrztlichen Atteſten, dem Kreis⸗Phyſikus 
einzureichen, welcher die Erfolge der Kurbehandlung zu beobachten und daruͤber 
am Schluſſe eines jeden Vierteljahrs, unter Beifuͤgung der Liſten, an die Re⸗ 
gierung zu berichten hat. Dieſe Berichte ſind am Jahresſchluſſe von der Re⸗ 
gierung bei dem Miniſterium der Medizinal-Angelegenheiten einzureichen. 

$. 6. Wer ohne die im F. 1. vorgeſchriebene Erlaubniß eine Waſſer⸗ 
Heil-Anſtalt errichtet, hat, außer der Schließung derſelben, eine Geldbuße bis zu 
funfzig Thalern verwirkt. 

7. Die Nichtbefolgung der in den F. 3. und A. ertheilten Vor⸗ 
ſchriften zieht eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern nach ſich, und kann, bei 
Wiederholung des Vergehens nach vorgaͤngiger zweimaliger Beſtrafung, mit 
der Entziehung der Befugniß zum ferneren Betriebe der Anſtalt geahndet werden. 

d. 8. Bei Unterſuchung und Beſtrafung der Kontraventionen iſt das 
in dem Reglement wegen des Debits der Arzneiwaaren vom 16. September 
1836. F. 8. vorgeſchriebene Verfahren anzuwenden. Ueber die Schließung einer 
Waſſer⸗Heil-Anſtalt in dem Falle des $. 6. wird jedoch im Verwaltungswege 
von der Regierung, mit Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium der Me⸗ 
dizinal⸗Angelegenheiten, entſchieden. ö 

F. 9. Stellt ſich eine Waſſer⸗Heil-Anſtalt nach den über ihr Wirken 
gemachten Erfahrungen dergeſtalt als nachtheilig heraus, daß ihr JFortbeſtehen 
das oͤffentliche Wohl gefaͤhrden wuͤrde, ſo kann die Erlaubniß zum Betriebe der 
Anſtalt von der betreffenden Regierung, vorbehaltlich des Rekurſes an das Mi⸗ 
niſterium der Medizinal-Angelegenheiten zuruͤckgenommen werden. 

Berlin, den 15. Juni 1842. 


Muͤhler. v. Rochow. Eichhorn. 
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(Nr. 2296.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Juli 1842. zur Abänderung der Straf⸗ 
5 beſtimmungen bei Uebertretungen gegen die Steuer vom inländiſchen Ta- 
backsbau. 


Alf den Antrag des Staatsminiſteriums vom 13. v. M. will Ich die in der 
Order vom 29. Maͤrz 1828., die Steuer vom inlaͤndiſchen Tabacke betref⸗ 
fend, unter Nr. 7. ertheilte Vorſchrift dahin abändern, daß fortan nur derjenige 
als Steuer⸗Defraudant angeſehen und nach den Beſtimmungen der Steuer⸗ 
Ordnung vom S. Februar 1819. $%. 60. u. f. beſtraft werden ſoll, welcher 
bei einem auf einer Grundflaͤche von 6 oder mehr Quadratruthen betriebenen 
Tabacksbau die vorſchriftsmaͤßige Anzeige ganz unterlaͤßt. Wer dagegen dieſe 
Anzeige zwar macht, dabei aber die Grundfaͤche dergeſtalt unrichtig angiebt, daß 
das verſchwiegene Flaͤchenmaaß bei einer, 120 Quadratruthen erreichenden oder 
uͤberſteigenden Ausdehnung der mit Taback bepflanzten Grundflaͤche mehr als 
den zwanzigſten Theil der letztern, oder bei einer geringern Ausdehnung des mit 
Taback bepflanzten Bodens 6 Quadratruthen oder mehr ausmacht, verfällt nur 
in eine Ordnungsſtrafe, welche bis zur Hoͤhe der doppelten Steuer von dem 
verſchwiegenen Flaͤchenmaaße feſtgeſetzt werden kann. Iſt der Unterſchied zwiſchen 
der Angabe und dem Befunde geringer, ſo wird die geſetzliche Steuer ohne 
weitere Strafe nacherhoben. — Das Staatsminifterium hat dieſe abändernde 
Beſtimmung durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


Ann. 
das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 2297.) Allerhöchſte Deklaration vom 30. Juli 1842. über die Auslegung der $$. 10. 
und 62. der Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen des Geſchäfts⸗ 
betriebes in Auseinanderſetzungs-Angelegenheiten, die Kompetenz der Aus⸗ 
einanderſetzungs-Behörden hinſichtlich der Verwendung von Abfindungs— 
Kapitalien betreffend. 


Fur Veſeitigung der Zweifel, welche in Beziehung auf die Vorſchriften der 

Verordnung wegen des Geſchaͤftsbetriebes in Auseinanderſetzungs⸗ Angelegenheiten 

vom 30. Juni 1834. 6. 10. und 62. entſtanden ſind, beſtimme Ich auf den 
Bericht des Staatsminiſteriums vom 13. Juni d. J. hierdurch Folgendes: 

1) Zur Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden in Gemaͤßheit der 

Vorſchriften im F. 10. jener Verordnung gehoͤrt: f 

a) die Beſtimmung darüber, welche Hypotheken Gläubiger, zum Bu 

(Fr. 2296 — 2207.) er 


— do 


der geſetzmaͤßigen Verwendung der Abfindungs⸗Kapitalien, aus letzte⸗ 
ren zu befriedigen ſind, und zwar ohne — — ob das Gut zum 
vollen Eigenthume, als Lehn oder Fideikommiß, zu Erbzins⸗ oder Erb⸗ 
pachtsrechten ꝛc. beſeſſen wird, und ob die gedachten Kapitalien gericht 
lich deponirt ſind, oder nicht; N 
die Entſcheidung uͤber die hierbei mit den Hypotheken⸗Glaͤubigern oder 
unter denſelben entſtehenden Streitigkeiten. Betreffen aber dieſe Strei⸗ 
tigkeiten die Veritaͤt oder Priorität der Forderung an ſich, fo iſt die 
Entſcheidung den ordentlichen Gerichten zu uͤberlaſſen, welchen alsdann 
auch die Vertheilung der deponirten Abfindungs⸗Kapitalien unter die 
Hypotheken⸗Glaͤubiger zuſteht. N 
2) Zu einer Prüfung der von der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde als geſetz⸗ 
maͤßig beſcheinigten Verwendung eines Abfindungs⸗Kapitals iſt die Hy⸗ 
potheken⸗Behoͤrde weder verpflichtet noch befugt; ſie darf die auf Grund 
einer ſolchen Beſcheinigung nachgeſuchte Eintragung nach $. 62. der an⸗ 
gefuͤhrten Verordnung nur wegen ſolcher Anſtaͤnde ablehnen, die ſich aus 
dem 8 ſelbſt ergeben. Als Anſtaͤnde dieſer Art ſind in 
allen Faͤllen, in denen eine Eintragung oder Loͤſchung von der Ausein⸗ 
anderſetzungs⸗Behoͤrde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniß als 
zulaͤſſig beſcheinigt iſt, nur diejenigen anzuſehen, welche darauf beruhen, 
daß bei dem Hypothekenbuche eine Veraͤnderung ſtattgefunden hat, welche 
der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde unbekannt geblieben iſt. 
Dieſe Beſtimmungen find durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


b 


— 


An 
das Staats⸗Miniſterium. 


